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Verkündet 2365 075
laut Protokoll 
am 8„November 1956 
Vogt, Justizober­
sekretär als Ur- 
kundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m • N a m e n d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der Stadtgemeinde München, gesetzlich vertreten durch 
den Oberbürgermeister,

Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägerin,

evollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen
den Ingenieur Georg 
straße 9 *

Kläger, Berufungskläger* 
und Revisionsbeklagten,

-  Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br
hat der III«Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 8 «November 1956 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Prof« Br« Geiger sowie 
der Bundesrichter Br« Kreft, Br« Arndt, Br« Beyer und 
Br« Hußla
für Recht erkannt s

Bie Revision der Beklagten gegen das .Ur­
te i l  des 1« Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München vom 20«Januar 1955 wird zurückgewiesen*

Bie Beklagte träg t die Kosten der Revision«
Von Rechts wegen
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Tatbestands

Die Fahrbereitschaft München s te llte  am 22 «März 1946 
eine schriftliche «Bestätigung11 aus, wonach der FKW-Mer-‘ 
cedes 7/32 des Klägers für Zwecke der Fahrbereitschaft 
laut Beschlagnahmeverfttgung des Landeswirtschaftsamtes 
München auf Grund des Reichsleistungsgesetzes zur Verfü­
gung in Anspruch genommen wurde. Der Wagen wurde dem Klä-

4t #

ger weggenommen« Mit sch riftlicher Verfügung vom 10.April ♦ 0 ,
1946 nahm der Bevollmächtigte für den Nahverkehr in Mün­
chen gemäß §§ 15, 2 a RLG den Wagen zur Verfügung in An­
spruch und übereignete ihn an Wilhelm LoflHfe MB®®®, 
G^H^pbtraße Lofl^BPnahm den Wagen jedoch nicht ab. 
Daraufhin verkaufte und übergab die Fahrbereitschaft Mün­
chen den Wagen am 1 .Oktober 1946 als angebliches Beute­
fahrzeug zum Schätzpreis von 285•- RM an den Ingenieur 
F ritz  Dieser zahlte den Schätzpreis auf ein
Sperrkonto ein.

Die Straßenverkehrsdirektion München hob mit Be­
schluß vom 29. August i951 die BeorderungsVerfügung des 
Bevollmächtigten für den Nahverkehr vom 10.April 1946 
auf. Mit Beschluß vom' 10. Juni 1952 setzte sie die vom 
Freistaat Bayern zu bezahlende BenutzungsVergütung und 
Entschädigung auf insgesamt 94>75 DM fest.

Durch Bescheid vom 1«Dezember 1952 lehnte die Ober­
finanzdirektion München die Schadensersatzansprüche, die 
der Kläger in einem Abhilfegesuch gegen den Freistaat 
Bayern erhoben hatte, ab, weil der vom Kläger beanstan­
dete Verkauf seines Kraftwagens als Beutegut nicht durch 
den Freistaat Bayern, sondern durch die Fahrbereit­
schaft der Beklagten erfolgt se i. Das hiergegen an das 
Bayerische Staatsministerium der Finanzen gerichtete 
Abhilfegesuch des Klägers wurde vom Ministerium unter

„ r
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dem 24. November 1953 abschlägig beschieden.
Der Kläger verlangt von d.er Beklagten wegen Amts­

pflichtverletzungen ihrer Bahrbereitschaft einen Teil­
schadensbetrag von 1000.- DM nebst 4 # Zinsen. Die Fahr­
bereitschaft habe es, nachdem LdflHB auf den Wagen ver­
zichtet habe und damit der Beorderungszweck weggefallen 
se i, pflichtwidrig unterlassen, beim Bevollmächtigten 
für den Nahverkehr, der über den Wagen zugunsten von 
LoflHBverfügt habe, anzufragen, was nunmehr mit dem Wa­
gen geschehen und ob er insbesondere an den Kläger zu- 
rückgegebeh werden solle. Weiterhin habe die Fahrbereit­
schaft den Wagen als Beutefahrzeug an* C flH H D  verkauft, 
obwohl die Voraussetzungen hierfür nicht Vorgelegen hät­
ten und die Fahrbereitschaft im Besitz von Unterlagen 
über das Kraftfahrzeug gewesen se i. Vor diesem eigen­
mächtigen und unzulässigen Verkauf wäre mindestens eine 
Rückfrage beim Kläger erforderlich gewesen. 
habe die Rückgabe des Wagens mit der Begründung abge­
lehnt, daß dieser bereits verschrottet worden sei. Der 
Kläger habe erst, durch den Bescheid der Oberfinanzdirek­
tion München vom 1. Dezember 1952 von der Person des Er­
satzpflichtigen Kenntnis erlangt. Sein durch das p flich t­
widrige Verhalten der Fahrbereitschaft entstandener Scha­
den bestehe in dem Wert des Wagens und in dem auf die 
Entziehung des Wagens zurückzuführenden beträchtlichen 
Verdienstausfall.

Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten und vor- 
getragen?

Der Kläger müsse zunächst für den von ihm 1941 ge­
braucht erworbenen Wagen sein Eigentum nachweisen. Aus 
dem eigenen Sachvortrag des Klägers ergebe sich, daß der 
Bevollmächtigte für den Nahverkehr den Wagen durch die
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ihm un terste llte  Fahrbereitschaft habe beschlagnahmenlassen: 
Dadurch sei zwischen dem Kläger und dem Freistaat Bayern. 
ein Öffentlichrechtliches Verwahrungsverhältnis entstan­
den, Die Fahrbereitschaft habe lediglich die Aufträge des 
Bevollmächtigten für den Nahverkehr ausgeführt und so auch 
den Kraftwagen des Klägers nur im Aufträge des Bevollmäch­
tigten für den Nahverkehr, und für diesen in Besitz genom­
men» Zwischen dem Kläger und der Fahrbereitschaft seien 
deshalb keine rechtlichen Beziehungen entstanden«

Eine besondere Weisung, den Wagen an CfHHBD zu ver­
kaufen, lasse sich zwar nicht fests te llen , die Fahrbereit­
schaft sei aber allgemein von der Militärregierung und dem 
Bevollmächtigten für den Nahverkehr ermächtigt gewesen, 
Beutefahrzeuge zu verkaufen« *

Der Kläger habe demnach nur gegen den Freistaat 
Bayern einen Anspruch auf Herausgabe des Wagens oder auf 
Entschädigung; zudem habe der Staat den Kläger auch schon 
entschädigt«

%

Der Kläger habe auch verabsäumt, den Schaden.durch 
den Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden, und sich auf 
andere Weise, nämlich vom Staat oder von C flH U B , Ersatz 
zu verschaffen« Ein etwaiger Amtshaftungsanspruch wäre 
überdies verjährt« Schließlich b estre ite t die Beklagte 
auch die Höhe des geltend gemachten Klageanspruchs.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen« Auf die 
Berufung des Klägers hat das Oberlandesgericht Unter Auf­
hebung des landgerichtlichen U rteils den Anspruch des . 
Klägers auf Schadensersatz für die Entziehung seines 
PKW-Mercedes 7/32 -  I I  A 28090 -  dem Grunds nach für ge­
rech tfertig t e rk lä rt»
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Mit ihrer Revision verfolgt die Beklagte ihren Antrag 
auf Klageabweisung weiter. Der Kläger b it te t  um Zurückwei­
sung der Revision. Er hat in der Revisionsinstanz den gel­
tendgemachten Teilanspruch dahingehend aufgeschlüsselt, 
daß er wegen der Entziehung seines Kraftwagens in erster 
Linie Wertersatz verlangt, den er mit 1000.- BM beziffert, 
hilfsweise entgangenen Verdienst bis zur Höhe des Klage­
anspruchs .

Ent scheidungsgründe 8

1. Bas Berufungsgericht bejaht eine schuldhafte Amts­
pflichtverletzung der Fahrbereitschaft der Beklagten aus 
folgenden Erwägungen:

Bie «Bestätigung” der Fahrbereitschaft vom 22.März 
1946 sei in Wahrheit nicht eine Inanspruchnahme des Wa­
gens zur Verfügung gemäß dem Reichsleistungsgesetz, son­
dern nur die Ankündigung einer solchen, nämlich eine ledig­
lich vorbereitende Maßnahme, um die Wegnahme des Kraftwa­
gens zu rechtfertigen und der mit der Abholung beauftrag­
ten Firma eine Legitimation zu geben«. Es habe der damali­
gen Praxis entsprochen, daß die für eine Beorderung unzu­
ständige örtliche Fahrbereitschaft ein Kraftfahrzeug auf 
Grund einer vorbereitenden Verfügung habe wegnehmen oder 
abholen lassen, während der Erlaß der Beorderungsverfügung 
nach dem Reichsleistungsgesetz dem hierfür a lle in  zuständi­
gen Bevollmächtigten für den Nahverkehr überlassen worden 
sei. So sei auch hier verfahren worden, wie sich eindeutig 
aus der ze itlich  nachfolgenden Beorderungsverfügung des 
Bevollmächtigten für den Nahverkehr vom 10.April 1946 er­
gebe.

Ba die Fahrbereitschaft dem Kläger seinen Wagen weg­
genommen habe, sei er nicht «Beutegut« gewesen. Bas Kraft-

9 *  '
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fahrzeug habe von der Fahrbereitschaft auch nicht als 
«Beutegut« angesehen werden können. Vielmehr habe der 
Fahrbereitschaft mit Rücksicht auf die von ihr erfolg­
te Wegnahme die Pflicht obgelegen, gegebenenfalls neben 
dem Bevollmächtigten für den Nahverkehr sich des Wagens 
anzunehmen und den Kläger, dessen Anschrift der Fahrbe­
reitschaft bekannt gewesen se i, vor jedem vermeidbaren 
Schaden zu bewahren. Bei einer ordnungsmäßigen Sachbe- 
handlung habe es. niemals zu einer Kennzeichnung des Wa­
gens als «Beutegut« und zu seinem Verkauf in dieser 
Eigenschaft kommen können und dürfen} die Fahrbereit­
schaft habe auch nicht ohne Fahrlässigkeit den Staat 
als Eigentümer ansehen können. Baß der Verkauf an

einer Sonderanweisung des Bevollmächtig­
ten für den Nahverkehr beruht habe, behaupte die Be­
klagte selbst nicht. Bie allgemeinen Anordnungen über 
die Behandlung der Beutefahrzeuge könnten die Beklagten 
nicht entlasten,da es sich bei dem Wagen des Klägers 
nicht um ein Beutefahrzeug gehandelt habe und der Kraft­
wagen nach den allgemeinen Anordnungen auch nicht als 
solcher habe behandelt werden können.

In dem Verkauf des Wagens als Beutegut an cM B H fe 
erblickt hiernach das Berufungsgericht eine schuldhafte 
Amtspflichtverletzung der Fahrbereitschaft der Beklagten.

2. Gegen die Annahme, daß in dem Verkauf des Wagens 
als Beutegut eine schadhafte Amtspflichtverletzung der 
Fahrbereitschaft gegenüber dem Kläger .lieg t, wendet sich 
uie Revision zu Unrecht.

Es mag sein, daß die Fahrbereitschaft, worauf die 
Revision abhebt, bei der Beschlagnahmeaktion im Aufträge 
und für den Bevollmächtigten für den Nahverkehr handelte 
und diesem die endgültige Verfügung über das Kraftfahr­
zeug oblag} dessen ungeachtet war es die Fahrbereit-



schaft, die unbestritten dem Kläger den Kraftwagen weg­
nahm, in ihren tatsächlichen Gewahrsam brachte und zu­
nächst darin auch behielt« Es kann in diesem Zusammen­
hang offen bleiben, ob die Wegnahme rechtmäßig und die 
spätere Inanspruchnahmeverfiigung vom 10» April 1946. wirk­
sam war oder nicht« Denn schon durch die tatsächliche 
Wegnahme und Inbesitznahme des Wagens durch die Fahrbe­
reitschaft entstanden für sie als handelnde Behörde Amts­
pflichten gegenüber dem Kläger als dem durch diesen Ein­
g riff  Betroffenen; insbesondere war sie dem Kläger gegen­
über verpflichtet, ih r weiteres verwaltungsmäßiges Vor­
gehen im Rahmen der Gesetze oder sonstigen Anordnungen 
zu halten« Es braucht nicht entschieden zu werden, ob 
Lohmann etwa deshalb keine Hechte an dem Kraftwagen er­
warb, weil auch bei einem originären Eigentumserwerb 
durch eine Inanspruchnahme zur Verfügung (vgl BGHZ 4, 10 
/T6/0 der Begünstigte nicht gegen seinen Villen "begün­
s tig t” werden kann, oder etwa deshalb, weil -  wie die 
Beklagte selbst vorgetragen hat -  die Inanspruchnahme zu­
gunsten des LofJHP überhaupt nicht du'rchgeführt worden 
i s t .  In jedem Fall bestand nach der Ablehnung der Ent­
gegennahme des Wagens durch L o H ^ i  der 'frühere Zustand 
fo rt, daß die Fahrbereitschaft im Besitz des von ihr weg- 
genommehen Wagens des Klägers blieb'und über den Kraft­
wagen nicht selbständig,, insbesondere nicht in anderer 
Weise als gegebenenfalls im Rahmen des Reichsleistungs­
gesetzes oder gemäß den Anordnungen des Bevollmächtig­
ten für den-Nahverkehr verfügen durfte. Das Berufungs­
gericht hat dazu bedenkenfrei die Auffassung vertreten, 
die Fahrbereitschaft hätte mindestens erkennen müssen, 
daß hier die Inanspruchnahmeverfügung durch den Bevoll­
mächtigten für den Nahverkehr ausschließlich zugunsten 
des LqflHRNrfolgt war und dieser den Wagen nicht abge­
nommen hatte« Es s te l l t  ferner zutreffend fes t, daß von
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der Fahrbereitschaft der Wagen des Klägers niemals als 
Beutegut angesehen und deshalb als solches verwertet wer­
den konnte« Es kann hier dahinstehen, ob die Beklagte 
oder der Bevollmächtigte für den Nahverkehr zur Rückgabe 
des Wagens an den Kläger schon nach dem Wegfall des Beor­
derungszwecks verpflichtet war oder nicht (vgl hierzu 
BGHZ 9, 295 18» 366 = Ut Nr 19 zu § 839 ß ü f BGB
mit Anmerkung)„ Jedenfalls durfte die Fahrbereitschaft, 
die zur selbständigen Verwertung des dem Kläger weggenom­
menen Wagens nicht befugt war, in keinem Fall den Kraft­
wagen eigenmächtig als Beutegut an einen Britten verkau­
fen« In diesem pflichtwidrigen und vorwerfbaren Handeln 
der Fahrbereitschaft lieg t somit schon die schuldhafte 
Amtspflicht Verletzung gegenüber dem Kläger«

Bei dieser Sachlage liegen a lle  Rügen der Revision 
neben der Sache, mit denen sie sich gegen die Annahmen 
des Berufungsgerichts wendet, die Inanspruchnahmeverfü­
gung des Bevollmächtigten für den Nahverkehr vom 10«April 
1946 sei mangels Zugehens an den Kläger unwirksam gewe- * 
sen, und der Wagen habe an den Kläger zurückgegeben wer­
den müssen»

3c Bie AmtspflichtVerletzung der Beklagten hat für 
den Kläger auch einen schädigenden Erfolg herbeigeführts 
durch den Verkauf an ging der Wagen dem Kläger
tatsächlich verloren«

Die Beklagte kann nicht damit' gehört werden, ein . 
Schaden des Klägers sei deshalb nicht entstanden, weil 
der Wagen -  s ta t t  durch* Verkauf -  durch eine erneute In­
anspruchnahme zugunsten des C f lH B P  hätte verwertet 
werden können« Nach der feststehenden Rechtsprechung des 
Senats könnte ein solches hypothetisches Ereignis nur 
dann berücksichtigt werden, wenn sein E in tr itt  J^ t.j5 ij

t
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cherhe it  erfolgt wäre (vgl Urt des Senats vom 28«Juni 1954
-  I l l  ZR i5/52 -  S 14 mit Nachweisen),

Entgegen der Meinung der Revision kann auch an der 
Tatsache, daß der Kläger vom Freistaat Bayern im sog, 
Kraftfahrzeug-Bereinigungsverfahren eine Entschädigung 
(94»75 UM) erhalten hat, der geltend gemachte Schadens­
ersatzanspruch nicht im vollen Umfang sc'heitem. Denn 
Schadenersatzansprüche aus Amtspflichtverletzungen beste­
hen grundsätzlich neben Entschädigungsansprüchen aus einem 
Enteignungstatbestahd (vgl BGHZ 13, 88), und die Beklagte 
behauptet selbst nicht, daß die im Verhältnis 10 zu 1 
umgestellte und an den Kläger vom Freistaat Bayern gezahl­
te Enteignungseritsohädigung einen vollen Ersatz- des dem 
Kläger entstandenen Schadens d a rs te ll t t

4» Ein HaftungsausSchluß gemäß § 839 Abs 3 BGB, wie 
ihn die Revision annimmt, lieg t schon deshalb nicht vor, 
weil diese Vorschrift nur "Rechtsmittelw im Auge hat, die 
gegen die schädigende Amtshandlung selbst gerichtet und 
geeignet sind, den Schaden zu verhindern, nicht auch sol­
che, die der Verfolgung eines anderweitigen Ersatzan­
spruchs dienen (vgl Urt des Senats vom 9*Juli 1953
- I l l  ZR 193/51). Hier i s t  die schädigende Handlung aber
der Verkauf des Wagens an durch die Fahrbereit­
schaft; nach den nicht angegriffenen Feststellungen des 
Berufungsgerichts hat der Kläger hiervon erst kurz vor 
seinem .Schreiben an die Straßenverkehrsdirektion vom
5, Juni-1951, also zu eifern Zeitpunkt Kenntnis erhalten, 
in dem der Schaden schon eingetreten und durch einen 
Rechtsbehelf gegen den Verkauf nicht mehr zu verhindern 
war.

3* Das Berufungsgericht hat im Ergebnis auch zutref­
fend eine anderweitige Ersatzmöglichkeit des Klägers im 
Sinne des § 839 Abs 1 Satz 2 BGB verneinte
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Vorauszuschicken i s t ,  daß es für die Frage der ander­
weitigen Ersatzmöglichkeit auf die objektive Rechtslage 
inr Zeitpunkt der Klageerhebung ankommt, und nicht darauf, 
ob der Kläger in diesem Zeitpunkt ohne Verschulden das 
Nichtbestehen derartiger Möglichkeit annehmen konnte» Auf 
ein Verschulden'kommt es nur dann an, wenn im Zeitpunkt 
der Klageerhebung die Möglichkeit eines anderweitigen Er­
satzes verloren gegangen war („vgl Urt des Senats vom 
11. März 1954 -  I I I  ZR 284/52 - ) .  Dabei kann sich der Ge­
schädigte zunächst darauf beschränken, darzulegen, wes­
halb die nach dem Sachverhalt naheliegenden anderweiten 
Ersatzmöglichkeiten nicht oder nicht mehr bestehen,und kann 
es dann dem Beklagten überlassen, ihm die Versäumung wei­
te rer Ersatzmöglichkeiten nachzuweisen (vgl Urt des Se­
nats in LM Nr 6 zu 5 839 Z"X-7 BGB) •

Die Annahme eines Herausgabeanspruchs des Klägers ge­
gen C flH V -sc h e id e t aus, weil nach der in der Beru­
fungsinstanz nicht mehr bestrittenen Darstellung des Klä­
gers der Wagen etwa im Jahre 1952 verschrottet worden, a l­
so nicht mehr• vorhanden ist» Der Kläger hat insoweit das 
Fehlen einer anderweiten Ersatzmöglichkeit ausreichend dar­
getan, ohne daß dies von Seiten der Beklagten widerlegt 
worden wäre.

Da Üei dem Erwerb des Besitzes des Wagens
im guten Glauben war -  für das Gegenteil sind keinerlei 
Anhaltspunkte vorgetragen is t  er als entgeltlicher, 
gutgläubiger Besitzerwerber dem Kläger gegenüber, selbst 
wenn dieser -  wie die Revision ausführt -  Eigentümer ge­
blieben wäre, weder schadensersatzpflichtig noch zur Her­
ausgabe der Nutzungen verpflichtet (§ 993 BGB). Auf die 
Rüge der Revision, der Kläger sei entgegen der Auffassung 
des Berufungsgerichts Eigentümer des Wagens geblieben
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- habe nicht gutgläubig Eigentum erwerben kön­
nen, weil der Wagen an ihn ausdrücklich als "BeutegutM 
verkauft worden se i, mithin ein guter Glaube an das Eigen­
tum der Fahrbereitschaft nicht Platz greife und ein guter 
Glaube an die Verfügungsberechtigung der Fahrbereitschaft 
nicht ausreiche (vgl hierzu BGHZ 10, 81 -  braucht
deshalb nicht eingegangen zu werden»

Es kann schließlich dahinstehen,ob der Kläger aus 
dem Sachverhalt, aus dem sich sein Amtshaftungsanspruch 
gegen die Beklagte ergibt, auch Ansprüche gegen den Frei­
staat Bayern wegen Verletzung von Amtspflichtgn. oder
Pflichten aus einem öffentlichrechtlichen Verwahrungsver-

%

hältn is geltend machen kann. Denn die Beklagte kann den 
Kläger im Böhmen! des § 839 Abs 1-Satz 2BGB aulf^derartige 
Ansprüche; night verweisen (BGHZ 13, 88 ££01 ff7 ).

Daß der Kläger seine Entschädigungsansprüche nach 
dem Bayerischen Gesetz Über die Bereinigung von Kraftfahr- 
seugzuweisungen vom 28. Januar 1950 (Bayer.GVB1 S 43) 
verfolgt hat, i s t  unstre itig . Auf dieser Rechtsgrundlage 
kann er indessen weitere Entschädigungsansprüche gegen 
den Freistaat Bayern nicht mehr' verfolgen^ nachdem ihm 
der Festsetzungsbeschluß über die Entschädigung am ^ .J u ­
ni 1952 zugestellt worden is t  und er hiergegen den Rechts­
weg nicht beschritten hat (§ 5 Abs 4 des genannten Geset­
zes). Der etwaige Verlust der Möglichkeit, eine höhere 
Entschädigung zu erhalten, insbesondere durch einen An­
g r if f  auf die Umstellung der zugesprochenen Entschädigung 
im Verhältnis 10 zu 1, kann dem Kläger angesichts der da­
maligen Rechtsprechung der bayerischen Gerichte zur Frage 
der Umstellung solcher Entschädigungsansprüche, wie auch 
das Berufungsgericht ausgeführt hat, nicht zum Vorwurf ge­
macht werden. Unter diesen Umständen kann hier unentschie­
den bleiben, ob es der Beklagten nicht auch verwehrt is t ,
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den Kläger im Rahmen des § 839 Abs 1 Satz 2 BGB auf einen 
gegen den bayerischen Staat bestehenden Entschädigungsan­
spruch zu verweisen (vgl BGHZ 13, 88)«

6« Die Rüge der Revision, das vom Berufungsgericht er­
lassene Grundurteil hätte ersichtlich  machen müssen, wie 
sich die Klägeforderung von 1 000.- DM ”auf die einzelnen 
Klagegründe" v e r te ilt , hat sich dadurch erled ig t, daß der 
Kläger in der Revisionsinstanz -  wie aus dem U rteilstatbe­
stand ersichtlich  -  die notwendige Aufgliederung des gel­
tend gemachten Teilanspruohs vorgenommen hat«

Da im übrigen das Berufungsurteil* insbesondere zur 
Frage der von der Beklagten erhobenen Einrede der Verjäh­
rung, keinen Rechtsirrtum erkennen läß t, war die Revision 
der Beklagten mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzu­
weisen.
Dr0 Geiger Br. Kreft •. Br. Arndt

Br. Beyer Br. Hußla,
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